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Regierungsratsbeschluss vom 13. Januar 2015 
 
 

 Anzug David Wüest-Rudin und Konsorten betreffend Wohnen im Ha-
fen am Klybeckquai rasch ermöglichen 

 Anzug René Brigger und Konsorten betreffend massgeblicher Be-
rücksichtigung des gemeinnützigen Wohnungsbaus bei der Hafen- 
und Stadtentwicklung Klybeck-Kleinhüningen 

 Anzug Heidi Mück und Konsorten betreffend „seriöser und umfas-
sender Prüfung von Alternativszenarien bei der Entwicklungspla-
nung des Gebietes Klybeckquai/Westquaiinsel“ 

 Anzug Mirjam Ballmer und Konsorten betreffend flankierende Mass-
nahmen zur positiven Entwicklung des Hafenareals im Klybeckquar-
tier/Kleinhüningen 

 Anzug Thomas Grossenbacher und Konsorten betreffend Schaffung 
eines pionierhaften, autofreien Ökostadtteils am Hafen 

 Anzug Leonhard Burckhardt und Konsorten betreffend begleitetes 
Monitoring der Stadtentwicklung in den Quartieren Klybeck und 
Kleinhüningen 

 Anzug Thomas Grossenbacher und Konsorten betreffend Einsetzen 
einer Entwicklungsgenossenschaft zur Hafenentwicklung 

 Anzug Mirjam Ballmer und Konsorten betreffend transparente öffentli-
che Vergabeverfahren in den Industriezonen Klybeck und Kleinhünin-
gen 

 Anzug Mirjam Ballmer und Konsorten betreffend Planungszone 
(gem. Bau- und Planungsgesetz) im Hafenareal 
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Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 14. November 2012 den nachstehenden Anzug David 
Wüest-Rudin und Konsorten dem Regierungsrat überwiesen: 
 

„Für den Klybeckquai wurden Projekte für die Zwischennutzung ausgewählt, es zeichnet sich eine 
gute und lebendige Bespielung während der wärmeren Phasen des Jahres ab. Die 
Baurechtsverträge im Hafen laufen hauptsächlich im Jahre 2029 aus. Danach sind interessante 
und für die Stadtentwicklung wichtige Ideen und Konzepte mit Visualisierungen für einen 
trinationalen und attraktiven neuen Stadtteil publiziert worden. 
Die entscheidende Frage für die Bebauung und Nutzung des Hafens ab 2029 ist, was nun in der 
Phase 2013 bis 2029 passiert? Die aktuelle Zwischennutzung Klybeckquai sieht das sozio-
kulturelle Bespielen von Brachen vor. Nicht vorgesehen aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen 
ist in der Zwischennutzungsphase das Wohnen im Hafengebiet. Im Hafen wohnen dürfen derzeit 
ausschliesslich Abwarte und Betriebsinhaber der Liegenschaften. Festgehalten ist diese 
Bestimmung im Staatsvertrag "Zusammenlegung der Rheinschifffahrtsdirektion Basel und der 
Rheinhäfen des Kantons Basel-Landschaft (Rheinhafen-Vertrag)" vom 17. Januar 2007. 
Es ist davon auszugehen, dass die sozio-kulturell ausgerichteten Zwischennutzungs-Projekte im 
Hafen zwar ein Industriequartier temporär und punktuell zu beleben vermögen, aber für das 
künftige Wohnquartier wenig nachhaltige Impulse bewirken können. Die Erfahrungen beim 
Entwickeln von neuen Wohnquartieren (zum Beispiel Erlenmatt) zeigen aber auf, dass es 
essentiell ist, frühzeitig zu definieren, welche Zielgruppen bzw. Bevölkerungsschichten dereinst 
als Hauptnutzer bzw. Bewohner vorgesehen sind und sodann die neuen Stadtteile für das 
Wohnen frühzeitig schrittweise und organisch zu entwickeln sowie mit flankierenden 
Massnahmen die Attraktivität des neuen Stadtteils ideal im Sinne der Zielgruppe aufzubauen. 
Das Hafengebiet insgesamt wird zwar derzeit benötigt für Umschlag / Logistik, für das 
Klybeckquai wäre aber denkbar, die Zeichen neben den sozio-kulturellen Projekten auch bereits 
jetzt auf "Wohnen" zu stellen, und nicht bis ins Jahr 2029 am Ende der Baurechtsverträge zu 
warten, zum Beispiel könnten nah am Wasser attraktive Wohnungen gebaut werden. Dies würde 
eine schrittweise organische Entwicklung des Quartiers ermöglichen und würde im Übrigen auch 
die Zwischennutzung beflügeln ohne diese zu beeinträchtigen. Möglich wäre auch, dabei 
studentisches Wohnen zu berücksichtigen.  
 
Die Unterzeichneten bitten daher den Regierungsrat, zu prüfen und zu berichten, 
- wie er es ermöglichen kann, dass möglichst rasch in den Brachen des Klybeckquais neben 

den Zwischennutzungen Wohngebäude errichtet und bewohnt werden können, ohne die 
Zwischennutzungen zu verdrängen, 

- wie Anreize gesetzt werden können, dass potentielle Investoren in solche Wohngebäude 
investieren, z.B. mit einem gestaffeltem Baurechtszinsmodell, 

- in wie weit gemeinnützige Wohnbaugesellschaften bei der Bebauung berücksichtigt werden 
können und ob ggf. studentisches Wohnen integriert werden kann, 

- welche soziale und sozioökonomische Zusammensetzung der Bevölkerung ab 2029 im neuen 
Quartier angestrebt wird und ob es nicht ein Ziel sein sollte, zum wesentlichen Teil Steuern 
zahlende mittelständische Haushalte mit Kindern in das neue Quartier zu bringen, 

- welche flankierenden Massnahmen in den Quartieren Kleinhüningen und Klybeck notwendig 
sind, um die Zielsetzung der Bewohnung auf der Klybeckinsel und eine spätere 
Durchmischung zwischen den Quartieren zu erreichen, zum Beispiel S-Bahn Anschluss oder 
Entwicklung eines attraktiven Primarschulangebotes.“ 

 
 

Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 12. Juni 2013 den nachstehenden Anzug 
René Brigger und Konsorten dem Regierungsrat überwiesen: 

 
„Die Wohnbaugenossenschaften als stärkste Träger des gemeinnützigen Wohnungsbaus nach 
WFG (SR 842) sind im unteren Kleinbasel stark vertreten. Allein im unteren Kleinbasel besitzen 
17 Wohngenossenschaften total über 100 Mehrfamilienhäuser, was geschätzt gegen 1 '000 Woh-
nungen ergibt (Mozaik, 1/2013, Seite 14). 

In der "Vision 3Land - Entwicklung einer trinationalen Teilstadt" (für 20'000 Personen) wurde am 
25.09.2012 eine Planungsvereinbarung mit den Nachbarn in Deutschland und Frankreich unter-
zeichnet. Die weiteren Planungsschritte sind u. a. dort festgehalten. Es wird 2013 ein Planungs-
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kredit an den Grossen Rat in Aussicht gestellt. Der Mitwirkungsprozess mit der Quartierbevölke-
rung wird fortgesetzt resp. intensiviert werden. Der Anzug Beat Jans betr. Planung eines bahn-
brechenden Ökostadtteils am Hafen ist bereits im März 2011 vom Grossen Rat überwiesen wor-
den. Aufgrund des frühen und offenen Planungsstandes gibt es im direkt betroffenen Quartier 
Klybeck/Kleinhüningen grosse Bedenken. Es geistert auch der Begriff "Rheinhattan" in der Dis-
kussion herum. 

Neben den bereits im Anzug Jans deponierten ökologischen Überlegungen ist es jedoch wichtig, 
dass bei der zukünftigen Planung der gemeinnützige Wohnungsbau möglichst früh und direkt ein-
bezogen wird. Ohne eine massgebliche Beteiligung des gemeinnützigen Wohnungsbaus an der 
Stadtentwicklung am Hafen ist dieses grosse Projekt nicht mehrheitsfähig. Der gemeinnützige 
Wohnungsbau bietet im Kanton Basel-Stadt Wohnungen an, welche gemäss kantonaler Miet-
preisstatistik 30% günstiger sind als der private resp. renditeorientierte Wohnungsbau. Auch ist 
die Beteiligung der Mieter als Mitglieder stärker und deren Verankerung im Quartier ausgeprägter 
(tiefere Fluktuationsrate, wirtschaftliche Positionierung zwischen Miete und Eigentum). 

Die Unterzeichnenden bitten die Regierung zu prüfen und zu berichten, ob 

1. die bestehenden Wohnbaugenossenschaften im Quartier beim kommenden Mitwirkungspro-
jekt direkt und spezifisch zu kontaktieren sind und deren Vertretung stark in die weitere 
Planung einzubeziehen sind. 

2. beim geplanten Wohnungsbau ein Mindestanteil für den gemeinnützigen Wohnungsbau ange-
strebt bzw. gar zugesichert werden kann. 

3. davon ausgegangen werden kann, dass der Boden einerseits im Baurecht weitergegeben wird 
und andrerseits die "Filetstücke" nicht überwiegend renditeorientierten Bauträgern überge-
ben werden.“ 

 
Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 17. September 2014 die vier nachstehenden Anzüge 
dem Regierungsrat überwiesen: 

 
Anzug Heidi Mück 
„Nachdem der Grosse Rat dem Ausgabenbericht für die Vorarbeiten zur übergeordneten Entwick-
lungsplanung der Hafen- und Stadtentwicklung Kleinhüningen / Klybeck (13.0732.01) zugestimmt 
hat, wird die Planungsarbeit für dieses Gebiet nun definitiv konkretisiert.  
Aus diesem Grund ist es stossend, dass im erwähnten Ausgabenbericht die Alternativszenarien 
nur in aller Kürze abgehandelt und voreilig verworfen wurden. Kritische LeserInnen erhielten den 
Eindruck, dass die zuständigen Planungsstellen gar kein Interesse daran haben, Alternativen zu 
prüfen, weil sie schon genau wissen, in welche Richtung es geht (Stichwort „Rheinhattan“).  
Der Mitwirkungsprozess, der mit der Schaffung einer Begleitgruppe vor längerer Zeit angestossen 
wurde, muss leider als völlig misslungen bezeichnet werden. Die Begleitgruppenmitglieder erhiel-
ten kaum Informationen und ihre Anliegen wurden nur ernsthaft angehört, wenn ihre Vorschläge 
ins Schema passten. Kein Wunder geistert die Idee einer „hidden agenda“ in den Köpfen zahlrei-
cher QuartierbewohnerInnen herum. Die Menschen haben den Eindruck, dass die PlanerInnen 
schon jetzt genau wissen, in welche Richtung die Klybeckinsel entwickelt werden soll, sie kriti-
sieren deshalb die Mitwirkung als Farce und sind der Meinung, dass die Behörden sowieso ma-
chen, was sie wollen.  
 
Mit einer solchen - durchaus berechtigten – Haltung ist konstruktives Mitarbeiten undenkbar, denn 
das Vertrauen in Mitwirkungsprozesse ist nachhaltig gestört. Die Zusage, dass mögliche Alterna-
tivszenarien ernsthaft geprüft werden, könnte hier vertrauensbildend wirken. Insbesondere die im 
erwähnten Ausgabenbericht aufgeführten Alternativszenarien mit dem Titel  
- "Ausschliessliche Freiraumentwicklung" 
- "Verzicht auf Altrheinarm / Wasserbecken zugunsten Freiraum" 
- "Entwicklung ohne neue Zentralität" 
- "Entwicklung als Erweiterung des Klybeckquartiers" 
- "Preisgünstiges Quartier" 
- "Reduktion der baulichen Dichte" 
sollen dabei im Vordergrund stehen. Diese Szenarien beinhalten zentrale Anliegen der Quartier-
bewohnenden von Klybeck und Kleinhüningen: Keine Abtrennung eines exklusiven Stadtteils von 
den bestehenden Quartieren, Verzicht auf ein Hochhausquartier, Gestaltung eines grosszügigen 
grünen und öffentlich nutzbaren Rheinufers, Gewinnung von vielfältigen Frei- und Grünräumen, 
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Vermeidung von zusätzlicher Verkehrsbelastung sowie Verhinderung von Verdrängungspro-
zessen. 
 
Aus diesen Gründen bitten die Unterzeichnenden die Regierung um eine seriöse und umfassende 
Prüfung der oben erwähnten Alternativszenarien, um deren konkrete Ausarbeitung in Zusammen-
arbeit mit der Quartierbevölkerung und um einen Einbezug dieser Szenarien in die weitere Pla-
nung.“ 

 
 

Anzug Mirjam Ballmer 
„Mit dem Ausgabenbericht 13.0732.01 beschliesst der Grosse Rat die weiteren Vorarbeiten zur 
übergeordneten Entwicklungsplanung (Planungsphase 2013-2014) Hafen- und Stadtentwicklung 
Kleinhüningen-Klybeck: 
- Zentrale inhaltliche Aspekte betreffen erstens die Nutzungsarten, Machbarkeit, Wirtschaftlich-

keit, beteiligte Akteure, Finanzierung, Mobilität und Nachhaltigkeit. Auf dieser Basis können die 
städtebaulichen Grundzüge vertieft und klarer definiert werden. 

- Zweitens sollen verbindliche Planungsinstrumente geschaffen werden, die die Ziele der Ent-
wicklung abbilden. 

In der ersten Phase (2013- 2014, Klärung der Rahmenbedingungen) konzentrieren sich die 
Arbeiten auf die Sicherung verlässlicher Rahmenbedingungen. Sie sind unumgänglich für die Ha-
fenentwicklung wie auch für die daran anschliessende Stadtentwicklung. Die erste Phase wird in 
drei Themenfeldern bearbeitet: 
1. Hafenentwicklung und Optimierung der Hafenbahn 
2. Mitwirkung und Kommunikation 
3. Grundlagen der Arealentwicklung: Klybeckquai/Westquaiinsel mit Fokus auf Nutzung & 

Städtebau, Umwelt & Energie, Mobilität, Wirtschaftlichkeit und soziale Entwicklung 
 
Das Klybeckquartier gehört zu den sehr dicht besiedelten Quartieren in Basel und sogar schweiz-
weit. Viele Quartierbewohnerinnen und -bewohner empfinden das als Qualität und schätzen den 
städtischen Charakter. Doch kann dieser Nutzungsdruck auch negative Folgen haben. Die Bilder 
der Klybeckinsel, überbaut mit Hochhäusern, haben in einem Teil der Quartierbevölkerung des-
halb starke Reaktionen hervorgerufen. Ängste vor Verdrängung, Steigerung der Boden- und Im-
mobilienpreise, Verlust von Freiräumen und damit von Lebensqualität werden geäussert. Diese 
Befürchtungen sind zwar nicht unbegründet, sie sind aber im jetzigen Planungsstadium auch nicht 
direkt aus den vorgeschlagenen Planungsmassnahmen ableitbar. Um eine positive Planung unter 
Einbezug der Bevölkerung zu erreichen, sollen flankierende Massnahmen entwickelt werden, die 
solch negativen Entwicklungen entgegenwirken. 
 
Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat deshalb innerhalb der ersten Planungsphase 
(2013-2014) zu prüfen und zu berichten,  
- mit welchen konkreten Massnahmen einer Verdrängung der ansässigen Bevölkerung durch 

den Aufwertungsprozess (Gentrifizierung) des Klybeckquartiers entgegengewirkt werden kann 
- wie sich die Boden- und Immobilienpreise in diesem Zeitraum verändern und Massnahmen zur 

Abfederung einer negativen Entwicklung dadurch zu entwickeln 
- wie im Planungsperimeter genügend Grün- und Freiraum geschaffen werden kann.“ 

 
 

Anzug Thomas Grossenbacher 
„Mit dem Ausgabenbericht 13.0732.01 hat der Grosse Rat die weiteren Vorarbeiten zur 
übergeordneten Entwicklungsplanung (Planungsphase 2013-2014) Hafen- und Stadtentwicklung 
Kleinhüningen-Klybeck beschlossen. Damit wurde auch der Anzug Beat Jans und Konsorten 
betreffend Planung eines bahnbrechenden Ökostadtteils am Hafen (10.5327) stehen gelassen. 
Wie von Maria Lezzi, Direktorin des Bundesamtes für Raumentwicklung, beschrieben, sind bei 
der Schaffung eines nachhaltigen Ökostadtteils die beiden Faktoren Siedlungsentwicklung und 
Mobilität entscheidend. Damit tatsächlich ein pionierhafter Ökostadtteil am Hafen entstehen kann, 
ist dieser neue Stadtteil ohne motorisierten Individualverkehr (MIV) zu verwirklichen. Ausnahmen 
für Feuerwehr, Krankentransporte, Menschen mit Behinderung, Umzüge und weitere Dienstleist-
ungen sind jedoch selbstverständlich. Für die Verwirklichung einer 2000-Watt-Gesellschaft sind 
autofreie Quartiere, wie sie zum Beispiel im Quartier Bümpliz in Bern umgesetzt sind, ein zentra-
les Element. Autofreie Quartiere werden aber auch aus anderen Gründen wie zum Beispiel kein 
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Verkehrslärm, bessere Aufenthaltsqualität oder weniger Verkehrsgefahren von Bürgerinnen und 
Bürgern begrüsst. Sie bilden eine sinnvolle Ergänzung zum bereits bestehenden Arbeits- und 
Wohnangebot in unserer Stadt. 
In Städten wie Freiburg, Tübingen, Münster, Bremen, Köln oder Amsterdam haben Bürgerinnen 
und Bürger mit der Unterstützung der Politik im letzten Jahrzehnt das Entstehen von autofreien 
Wohngebieten aktiv vorangetrieben und umgesetzt. Mit der Entwicklung des Hafenareals bietet 
sich auch für Basel-Stadt die einmalige Chance, dieses in unserer Stadt noch fehlende Modell an 
einem prädestinierten Ort umzusetzen. 
 
Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat deshalb innerhalb der ersten Planungsphase 
(2013 - 2014) zu prüfen und zu berichten, wie das am Klybeck- und Westquai geplante neue 
Arbeits- und Wohnquartier autofrei umgesetzt werden kann.“ 

 
 

Anzug Leonhard Burckhardt 
„Der geplante und notwendige Aus- und Umbau des Basler Rheinhafens zu einer trimodalen 
Verkehrsdrehscheibe wird auch für die umliegenden Stadtquartiere Kleinhüningen und Klybeck 
massive Veränderungen mit sich bringen. Dem Ausgabenbericht 13.0732 kann entnommen wer-
den, in welche Richtungen gedacht wird. Es ist mit einem erheblichen städtebaulichen, wirtschaft-
lichen, demographischen und kulturellen Wandel zu rechnen, der die Zusammensetzung der Be-
völkerung, die Verkehrsströme, das Dienstleitungsangebot des Kantons und von Privaten, die 
Grün- und Freiflächenanteile beeinflussen und damit, kurz gesagt, das Gesicht der Quartiere 
stark erneuern wird. 
Nicht von ungefähr sieht der Regierungsrat denn auch vor, erhebliche Mittel in die Planung zu in-
vestieren. Die erhoffte Aufwertung dieser Stadtteile und die Verbesserung der Wohn- und Le-
bensqualität kann freilich nur mit und nicht gegen die jetzt dort lebende Bevölkerung erreicht wer-
den. Anzustreben ist dabei eine ausgewogene Entwicklung, die sowohl eine Abwertung wie eine 
Gentrifizierung des Quartiers vermeidet: Weder "Verelendung" noch "Verdrängung" ist ge-
wünscht. Beides kann aber bei einem unbeobachteten, unbegleiteten und ungesteuerten Verlauf 
des Prozesses bis zu einem gewissen Grad eintreten. 
Die Unterzeichneten schlagen vor, Planung und Umsetzung der Stadtentwicklung Kleinhünin-
gen/Klybeck durch ein qualitatives und quantitatives Sozialmonitoring zu begleiten, wie dies im 
Übrigen auch von Teilen der Quartierbevölkerung ausdrücklich gewünscht wird. Damit ist ein Ver-
fahren gemeint, welches die Quartierentwicklung einerseits tendenziell eher retrospektiv durch 
quantitative Grössen erfasst, aber andererseits durch begleitende Elemente auch möglich macht, 
dass alle Beteiligten auf laufend gemessene Daten und Entwicklungen reagieren können. Die ver-
schiedenen Interessen können dabei zum Ausdruck gebracht und, soweit es die Umstände erlau-
ben, ausgeglichen werden. 
Besonders im quantitativen Bereich ist Sozialmonitoring eine wissenschaftlich etablierte Methodik, 
die Entwicklung urbaner Räume erfasst und unterstützt. Es können dabei Kompetenzen der an 
der Universität Basel oder der FHNW vertretenen Fächer Soziologie, Sozialplanung, Stadtent-
wicklung, Architektur und weitere zum Tragen kommen. 
 
Die Unterzeichneten bitten in diesem Sinne den Regierungsrat, zu prüfen und zu berichten,  
- ob und wieweit ein quantitatives und qualitatives Sozialmonitoring den Planungsprozess in den 

Quartieren Kleinhüningen und Klybeck ergänzen kann 
- welche Bilanz über die Erfahrungen neuerer Quartierentwicklungen wie beispielweise in der 

Erlenmatt und im unteren St. Johann zu ziehen ist, wie diese für die genannten Stadtteile 
fruchtbar gemacht und welche Lehren daraus gewonnen werden können 

- ob und wieweit weitere kompetente und ausgewiesene Partner wie die Hochschulen, Stiftun-
gen oder andere in den Entwicklungsprozess einbezogen werden können.“ 

 
 
Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 19. November 2014 die drei nachstehenden Anzüge 
dem Regierungsrat überwiesen: 
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Anzug Thomas Grossenbacher 
„Das Bild von „Rheinhatten" hat wie eine Bombe eingeschlagen und damit auch entsprechende 
Gegenreaktionen provoziert. Um zu verhindern, dass destruktive Proteste zu einem Stocken oder 
sogar zu einem Halt bei der Entwicklung des Hafens führen, sollte ein Strategiewechsel 
stattfinden. Anstatt dass die Stadtentwicklung Basel Nord von einem festgelegten Ziel her 
rückwärts definiert wird, sollte ein Prozess eingeleitet werden, in welchem die Entwicklung 
schrittweise stattfindet und in welchem alle Betroffenen einbezogen sind. Eine konsequente 
Partizipationsstrategie bietet eine bessere Gewähr für eine erfolgreiche Hafenentwicklung. 
Eine Form, die Betroffenen in einen aktiven Prozess einzubeziehen, ist die Struktur einer 
Entwicklungsgenossenschaft. In einer Entwicklungsgenossenschaft können alle wichtigen 
Stakeholder (Kanton, Investoren, Hafen, Zwischennutzer, Quartiervertretungen) Einsitz haben 
und gemeinsam Ideen, Konzepte und Planungsschritte diskutieren und erarbeiten. Eine 
Entwicklungsgenossenschaft wird dadurch zu einem wesentlichen Instrument der Partizipation 
und Zusammenarbeit aller Beteiligten. 
Sobald die Ziele und Standpunkte definiert und mit dem Grundeigentümer, in diesem Fall der 
Stadt Basel, als Basis für die Entwicklung und Nutzung verbindlich vereinbart sind, können die 
Beteiligten auch in der Realisierungsphase Verantwortung mittragen. Als Beispiel für einen 
solchen partizipativen Prozess kann die Entwicklungsgenossenschaft Tempelhoferfeld in Berlin 
dienen. 
 
Der Anzugssteller bittet deshalb die Regierung zu prüfen und zu berichten, ob sie gewillt ist 
folgendes Anliegen umzusetzen. 
Einsetzen einer Entwicklungsgenossenschaft zur Hafenentwicklung, in welcher alle wichtigen 
Stakeholder Einsitz haben.“ 

 
 

Anzug Mirjam Ballmer 
„In den Industriezonen Klybeck und Kleinhüningen stehen in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten grosse Veränderungen an. Mit den Hochhaus- und Inselbildern wurde in vielen 
Köpfen bereits das Bild einer auf Gewinnmaximierung ausgerichteten, allein marktwirtschaftlich 
begründeten Bodenpolitik geschaffen. Ob gewollt oder nicht, entspricht dieses Bild nicht der 
gewünschten Entwicklung. Um dies in eine positive Planung, an welcher die Bevölkerung 
mitwirken kann, zu drehen, müssen einerseits neue Bilder, andererseits aber auch neue 
Instrumente geschaffen werden, damit eine auch gesellschaftlich nachhaltige Entwicklung der 
Hafenquartiere Klybeck und Kleinhüningen möglich wird. 
Die Tatsache, dass sich riesige Entwicklungsgebiete im Hafengebiet im Eigentum des Kantons 
Basel-Stadt befinden, eröffnet die einmalige Chance, eine Entwicklung über die Vergabepraxis 
von Baufeldern an qualifizierte Immobilienakteure (Genossenschaften, Stiftungen, Baugruppen, 
Institutionelle, Fonds, Private etc.) in Gang zu setzen. Parzellen sollen nicht an den 
höchstbietenden Investor (unabhängig der Rechtsform) vergeben werden, sondern an diejenigen, 
welche neben architektonischen Zielsetzungen auch die besten inhaltlichen Konzepte und 
Zielsetzungen eingeben. Vergabeverfahren dieser Art wurden schon erfolgreich in Zürich 
(Zollhaus Lagerstrasse) von der Hafencity GmbH in Hamburg oder bei der Blumenmarkthalle im 
Kunst- und Kreativquartier Südliche Friedrichsstadt durchgeführt. Der Begriff "Stadtrendite" aus 
Deutschland kann als Beispiel dafür dienen, dass die Entwicklung am gesellschaftlichen Mehrwert 
zu messen und nicht monetär zu bestimmen ist. 
 
Um eine transparente und qualifizierte Vergabepraxis von städtischen Grundstücken und eine 
Qualitätssteigerung durch mehr Wettbewerb zu gewährleisten, bitten die Anzugstellenden den 
Regierungsrat zu prüfen und zu berichten: 
- Wie die Gleichberechtigung der sozialen, stadtentwicklungs- und wirtschaftspolitischen Ziele in 

der Liegenschaftspolitik gewährleistet werden kann 
- Mit welchen transparenten, öffentlichen Vergabeverfahren bei der Vergabe von Baufeldern die 

Entwicklung eines durchmischten, vielfältigen und lebendigen Stadtquartiers gefördert werden 
kann 

- Mit welchen Ausschreibungskriterien eine nachhaltige Entwicklung des Hafengebiets 
gewährleistet werden kann. Dabei sollen die Entwicklungsziele für die jeweiligen Baufelder 
präzisiert, die Investoren (Zielgruppen) qualifiziert und bei der Vergabe neben 
architektonischen Kriterien vor allem das Nutzungskonzept stark gewichtet werden.“ 
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Anzug Mirjam Ballmer 
„In den Industriezonen Klybeck und Kleinhüningen stehen in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten grosse Veränderungen an. Durch den Rückbau früherer Chemieareale und die 
dadurch möglich gewordene Reorganisation der Hafenareale entstehen in Basel Nord Freiräume 
für die Entwicklung der Stadt. Riesige Chancen tun sich auf, die man aber auch vertun kann. 
Im Hinblick auf die städteplanerische Entwicklung der freiwerdenden Hafenareale in Abstimmung 
mit den Nachbarn Huningue und Weil entstand die 3Land-Studie. Die im Rahmen dieser 
Testplanung veröffentlichte Computervisualisierung der Klybeckinsel als Hochhauslandschaft 
"Rheinhattan" hat falsche Bilder und Vorstellungen in die Welt gesetzt, die massive Kritik bis zum 
Aufruf "Rheinhattan versenken" provozierte. 
In Frage gestellt werden soll nicht die städtebauliche Entwicklung, sondern der von oben 
diktiertere Planungsprozess mit fragwürdigen Entwicklungszielen, welche die von der Planung 
Betroffenen statt zu Beteiligten zu Gegnern der Planung macht. Um einen positiven 
Planungsprozess einzuleiten, an welchem die Bevölkerung mitwirken kann, müssen auch neue 
Instrumente geschaffen werden, damit eine gesellschaftlich nachhaltige Entwicklung der 
Hafenquartiere Klybeck und Kleinhüningen möglich wird. 
Die Tatsache, dass sich riesige Entwicklungsgebiete im Hafengebiet im Eigentum des Kantons 
Basel-Stadt befinden, eröffnet die einmalige Chance, eine Entwicklung über die Vergabepraxis 
von Baufeldern an qualifizierte Immobilienakteure (Genossenschaften, Stiftungen, Baugruppen, 
Institutionelle, Fonds, Private etc.) in Gang zu setzen. 
Die Art der zukünftigen Nutzung des Hafenareals spielt für die künftige Stadtentwicklung 
Klybeck/Hafen eine grosse Rolle.  
 
Die Anzugstellerin bittet den Regierungsrat deshalb: 
- Die fragwürdigen "architektonischen" Visionen und Bilder in einem partizipativen Prozess mit 

den relevanten Stakeholdern abzulösen 
- Statt einer Masterplanung eine rollende Planung einzuführen. Nicht ein am Anfang definiertes 

Entwicklungsziel, sondern offene Grundlagen müssen am Anfang der Planung stehen. Das 
Aussehen des zukünftigen Quartiers soll sich schrittweise in einem Prozess als Resultat der 
Partizipation entwickeln. 

- Die Stadt- und Quartierentwicklung parallel zum Veränderungsprozess im Hafen zu 
entwickeln. 

- "Zwischennutzungen" sollen möglichst in den längerfristigen Transformationsprozess 
einbezogen und dadurch zu Pionieren des zukünftigen Quartiers werden. 

- Diese Planungsschritte mit einer Planungszone im zu entwickelnden Hafenareal gem. Bau- 
und Planungsgesetz § 116f umzusetzen.“ 

 
 

 
Wir berichten zu diesen Anzügen wie folgt: 
 
Alle neun aufgeführten Anzüge stehen im Zusammenhang mit dem Beschluss des Grossen Ra-
tes vom 14. Mai 2014, für die Vorarbeiten zum geplanten Stadtteilentwicklungsplan Kleinhünin-
gen-Klybeck einmalige Ausgaben von insgesamt 1'380'000 Franken zu bewilligen. Sie betonen 
die grosse Chance, die sich dem Kanton Basel-Stadt mit der Hafen- und Stadtentwicklung bietet. 
Sie bringen zudem auch den Wunsch zum Ausdruck, dass die Entwicklungsplanung sorgfältig, 
quartierverträglich und zukunftsgerichtet erfolgt und dass im Prozess die Quartierbevölkerung 
einbezogen und der Prozess bzw. die damit angestossenen Veränderungen im Quartier einem 
Monitoring unterstellt werden.  
 
Wie im Ausgabenbericht zur Entwicklungsplanung Kleinhüningen-Klybeck dargelegt, fokussiert 
die Planung in der aktuellen Phase darauf, verlässliche Grundlagen – sowohl für den Ausbau der 
Hafen- und Logistikinfrastruktur als auch für die Entwicklung eines neuen Stadtteils – zu schaffen. 
Oberste Priorität für den Kanton haben in der jetzigen Phase folgende Ziele: 
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 Sicherung des Hafen- und Logistikstandorts Basel: 
In Verhandlungen mit dem Bund, Eigentümerschaft und Bahnbetreibern sollen die eigentums-
rechtlichen, finanziellen, technischen und betrieblichen Voraussetzungen für den Ausbau der 
national bedeutsamen Hafen- und Logistikinfrastruktur mit einem trimodalen Containertermi-
nal (Schiff – Bahn – Strasse) und der Sicherung einer effizienten Hafenbahnerschliessung 
des gesamten Hafens geschaffen werden.  

 Rahmenbedingungen schaffen, die eine Arealentwicklung ermöglichen: 
In Zusammenarbeit mit den Schweizerischen Rheinhäfen und der SBB wird die Optimierung 
der Hafenbahn geprüft.  

 Grundlagen für die weitere Planung erarbeiten: 
Parallel dazu werden Rahmenbedingungen ermittelt und Grundlagen erarbeitet, etwa solche, 
die sich aus Umweltthemen (Altlasten, Naturschutz/Ausgleichsflächen, etc.) ergeben und 
massgeblichen Einfluss auf die Konkretisierung der Arealentwicklung haben.  

 Trinationale Zusammenarbeit gewährleisten: 
In Zusammenarbeit mit den Städten Huningue und Weil am Rhein werden zusätzlich zu den 
baselstädtischen Planungen die übergeordneten trinationalen Arbeiten am sogenannten 
„Raumkonzept 3Land“ im Rahmen eines Interreg-Auftrages erarbeitet.  

 
Basierend auf den Entscheiden zum Hafen- und Logistikausbau und insbesondere zur Verlegung 
des Hafenbahnhofs können in einem zweiten, nachfolgenden Schritt die inhaltlichen Arbeiten zur 
Stadtentwicklung an die Hand genommen werden. Dies wird gemäss dem im Ausgabenbericht 
geschilderten Vorgehen und unter Berücksichtigung der zwischenzeitlich eingereichten Anzüge 
geschehen.  
 
Nach dem heutigen Stand der Hafenprojekte ist ein erneuter Bericht an den Grossen Rat über die 
erarbeiteten Grundlagen etwa im ersten Halbjahr 2016 zu erwarten. Im Rahmen dieses Berichts 
wird es dem Regierungsrat auch möglich sein, inhaltlich zu den Anzügen Stellung zu nehmen.  

Antrag 

Aufgrund dieses Berichts beantragen wir, die Anzüge  
 

 Anzug David Wüest-Rudin und Konsorten betreffend Wohnen im Hafen am Klybeckquai rasch 
ermöglichen 

 Anzug René Brigger und Konsorten betreffend massgeblicher Berücksichtigung des gemein-
nützigen Wohnungsbaus bei der Hafen- und Stadtentwicklung Klybeck-Kleinhüningen 

 Anzug Heidi Mück und Konsorten betreffend „seriöser und umfassender Prüfung von Alterna-
tivszenarien bei der Entwicklungsplanung des Gebietes Klybeckquai/Westquaiinsel“ 

 Anzug Mirjam Ballmer und Konsorten betreffend flankierende Massnahmen zur positiven Ent-
wicklung des Hafenareals im Klybeckquartier/Kleinhüningen 

 Anzug Thomas Grossenbacher und Konsorten betreffend Schaffung eines pionierhaften, auto-
freien Ökostadtteils am Hafen 

 Anzug Leonhard Burckhardt und Konsorten betreffend begleitetes Monitoring der Stadtent-
wicklung in den Quartieren Klybeck und Kleinhüningen 

 Anzug Thomas Grossenbacher und Konsorten betreffend Einsetzen einer Entwicklungsgenos-
senschaft zur Hafenentwicklung 

 Anzug Mirjam Ballmer und Konsorten betreffend transparente öffentliche Vergabeverfahren in 
den Industriezonen Klybeck und Kleinhüningen 

 Anzug Mirjam Ballmer und Konsorten betreffend Planungszone (gem. Bau- und Planungsge-
setz) im Hafenareal 

 
stehen zu lassen.  
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Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 
 

      
 
 
Dr. Guy Morin 
Präsident 

Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Staatsschreiberin 

 


